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Editorial

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

5 Jahre gibt es nun schon unsere
ZIV — Zeitschrift fur Immobilien-
verwaltungsrecht und es macht uns
ein wenig stolz, dass wir Sie diese
lange Zeit hinweg plnktlich mit
Neuigkeiten aus Rechtsprechung,
Gesetzgebung und Veranstaltungen
informieren konnten. Auch in unse-
rer Praxis hat sich die ZIV bewéhrt.
Die zwangslaufig intensive Beschaf-
tigung mit der Rechtsprechung
zwingt einen ungleich mehr dazu,
die Entwicklungen nachzuvollzie-
hen, als bei der reinen Eigenlektiire

Kurze Meldungen

Ermachtigung zur Einberufung einer
Versammlung

Ein Wohnungseigentiimer kann sich
vom Gericht erméchtigen lassen, eine
Wohnungseigentimerversammlung
einzuberufen, wenn weder Verwalter
noch Verwaltungsbeirat vorhanden sind.
Dem Antrag eines Wohnungseigenti-
mers wurde vom AG Berlin-Kdpenick
aufgrund des gesetzlich fehlenden
Selbsthilferechts im WEG in analoger
Anwendung der vereins- und gesell-
schaftsrechtlichen Vorschriften (88 37
Abs. 2 BGB, 1222 Abs. 3 AktG) statt-
gegeben, Beschluss vom 22.12010 (70
C 71/09), ZWE 2011, 53.

Anspruch auf Fertigung von Kopien

Jeder Wohnungseigentimer hat An-
spruch auf Einsicht in die gesamten
Verwaltungsunterlagen und kann vom
Verwalter die Anfertigung von Kopien
verlangen. Der Verwalter kann im
Gegenzug die Erstattung der entstehen-
den Kosten verlangen. Kopierkosten
von 0,30 € je Kopie seien angemessen.
Urteil AG Berlin-Schéneberg (77 C
133/09), ZWE 2011, 53.

der Fachzeitungen. Vielleicht geht
es lhnen im Alltag auch manchmal
so, dass Sie Uber einem Problem
bruten und nur noch wissen, dass es
da einmal eine Gerichtsentscheidung
vor ein paar Jahren gab; aber wann
war das genau? Hier half immer
unser Jahresregister. Da man sich an
das Erscheinungsjahr aber nicht
immer genau erinnern kann (meist
liegt es weiter zuriick als gedacht),
musste man immer mehrere Jahres-
register durchsehen, um findig zu
werden. Damit ist jetzt Schluss. Wir

Gerichtsvollziehergebihren sollen
erfolgsabhangig werden

Der Bundestag hat am 11.2.2011 ein
Gesetz ,,zur Starkung des Erfolgsbezugs
im Gerichtsvollzieherkostenrecht*
beschlossen. Danach soll der Gerichts-
vollzieher kiinftig 3 % des beim Glau-
biger abzuliefernden Betrages, mindes-
tens 5 €, maximal aber 300 € je Auftrag
erhalten. Die Bundesrechtsanwalts-
kammer sieht das Gesetz kritisch. Es seli
zu befiirchten, dass die Gerichtsvollzie-
her kiinftig Auftrdge vorziehen wirden,
bei denen mit einer attraktiven Erfolgs-
gebihr gerechnet werden kdnne. Die
Lander gehen davon aus, dass das Ge-
bihrenaufkommen durch die Novelle
um rund 30 % steigen werde. (NJW-
aktuell 9/2011, 6).

Schriftformklausel im Mietvertrag
gilt nicht fir Mieterhéhungsverlan-
gen

Der Wohnraummietvertrag sah vor, dass
Vertragsdnderungen der Schriftform
bedlrfen. Die Hausverwaltung des
Vermieters verlangte eine Mieterhdhung
nach der drtlichen Vergleichsmiete. Das
Schreiben war nicht unterschrieben.
Das LG Frankfurt war der Meinung,
dass die Mieterhthung formunwirksam
sei. Das sah der VIII. Zivilsenat (Urteil

haben ein 5-Jahres-Register aller
Gerichtsentscheidungen, die in der
ZIV vorgestellt wurden, erstellt und
noch detaillierter nach Oberbegrif-
fen sortiert.

Wir hoffen, dass auch lhnen das
neue Register dienlich und die Lek-
tire der ZIV weiterhin ein Gewinn
fur Sie ist. Wir wiinschen daher wie
immer eine interessante Lektire!

Es griRt herzlich
Ihr Anwalt

Heinz G. Schultze

vom 10.11.2010) anders. Die Regelung
in 8 558 a BGB sehe nur Textform vor.
Die Schriftformabrede im Mietvertrag
betrife nur einvernehmliche Anderun-
gen, so dass die Mieterhéhung hiervon
nicht erfasst werde (V111 ZR 300/09)

Zwangsverwaltungs- bzw. Zwangs-
versteigerungsantrag gegen GbR

Wenn eine GbR als Eigentlimerin im
Grundbuch eingetragen ist, kann eine
Zwangsverwaltung oder Zwangsver-
steigerung nur angeordnet werden,
wenn der Vollstreckungstitel alle Ge-
sellschafter namentlich ausweist und die
benannten Gesellschafter mit den im
Grundbuch eingetragenen Gesellschaf-
tern Ubereinstimmen. Verénderungen im
Gesellschafterbestand hat der An-
tragsteller durch eine Rechtsnachfolge-
klausel auf dem Titel nach § 727 ZPO
analog nachzuweisen. Die Zustellung ist
dagegen bereits wirksam erfolgt, wenn
sie an die zur Geschéaftsfiihrung befug-
ten Gesellschafter erfolgt. Eine Zustel-
lung an alle Gesellschafter ist nicht
erforderlich, Beschluss vom 2.12.2010
(V ZB 84/10)
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Schultze
Kommentar zu Text
(2) Wird dem Verlangen nicht entsprochen, so kann das Amtsgericht die Mitglieder, die
das Verlangen gestellt haben, zur Berufung der Versammlung ermächtigen; es kann
Anordnungen über die Führung des Vorsitzes in der Versammlung treffen. Zuständig ist
das Amtsgericht, das für den Bezirk, in dem der Verein seinen Sitz hat, das
Vereinsregister führt. Auf die Ermächtigung muss bei der Berufung der Versammlung
Bezug genommen werden.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Das Mieterhöhungsverlangen nach § 558 ist dem Mieter in Textform zu erklären und
zu begründen.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Eine vollstreckbare Ausfertigung kann für den Rechtsnachfolger des in dem Urteil
bezeichneten Gläubigers sowie gegen denjenigen Rechtsnachfolger des in dem Urteil
bezeichneten Schuldners und denjenigen Besitzer der in Streit befangenen Sache, gegen
die das Urteil nach § 325 wirksam ist, erteilt werden, sofern die Rechtsnachfolge
oder das Besitzverhältnis bei dem Gericht offenkundig ist oder durch öffentliche oder
öffentlich beglaubigte Urkunden nachgewiesen wird.


Masseunzulénglichkeitsanzeige des
Insolvenzverwalters

Der BGH hat im Urteil vom 21.10.2011

die Haftungsfreiheit eines Insolvenz-
verwalters bescheinigt. Dieser wurde
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von einer WEG auf Zahlung von Scha-
densersatz verklagt, weil er zu spét eine
Masseunzulénglichkeitsanzeige getétigt
habe (alle danach féllige werdenden
neuen Hausgelder sind Neumassever-
bindlichkeiten). Der BGH sah keine

Pflichtwidrigkeit des Insolvenzverwal-
ters. Dieser habe vielmehr einen (groR-
zlgig zu bemessenden) Ermessensspiel-
raum, wann er die Anzeige vornehme
(IX ZR 220/09)

MaBV-Burgschaft sichert ausnahmsweise keine Baumangel

Nach § 3 MaBV muss der Ver-
tragspartner des Bautrégers nur
nach Baufortschritt Abschlége
auf die Vertragssumme leisten.
Begehrt der Bautrdger Voraus-

zahlungen, hat er nach § 7
MaBV eine Sicherung in Form
einer Burgschaft beizubringen.

Nach dem Bautrégervertrag, der
dem BGH-Urteil vom 9.12.2010
zugrunde lag, waren 96,5 % des
Kaufpreises von knapp 600.000
DM fallig, wenn folgende Vor-
aussetzung vorlagen: wirksamer
notarieller Kaufvertrag, Eintra-
gung einer Auflassungsvormer-
kung, Vorliegen samtlicher zum
Vollzug erforderlicher Geneh-
migungen, Bezugsfertigkeit und
Sicherung der Lastenfreiheit
nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 MaBV.

Diese Lastenfreiheit war es denn
auch, die dem BGH eine Beur-
teilung abverlangte, die von der
bisherigen Rechtsprechung ab-
wich. Nach dem Vertrag konnte
der Bautrdger die Voraussetzun-
gen mit Ausnahme der Bezugs-
fertigkeit auch durch eine ent-
sprechende Blrgschaft absi-
chern. Diese Absicherung nahm
er vor. Der Notar nahm darauf-

hin eine Burgschaft der Landes-
bank uber 600.000 DM in treu-
hénderischer Verwahrung. Der
Bautrdger errichtete im An-
schluss das Gebdude. Ein Sach-
verstandiger erklarte nach Be-
gutachtung, dass die Bezugsfer-
tigkeit gegeben sei. Gleichzeitig
stellte er Méngel fest. Die Mit-
teilung Uber die Bezugsfertigkeit
nahm der Notar zum Anlass, die
Burgschaft zuriick zu geben. Die
Kéufer nahmen nun den Notar
gerichtlich auf Amtshaftung in
Anspruch.

Der BGH flhrte in seinem Urteil
aus, dass der Notar nur dann
haften koénne, wenn die Birg-
schaft die Anspriiche der Kaufer
auch in Bezug auf mogliche
Bauméngel absichern solle. Dies
sei aber gerade nicht der Fall.
Der BGH habe sich schon haufig
mit dem Sicherungsumfang von
Burgschaften nach § 7 MaBV
befasst. Er habe dabei stets her-
vorgehoben, dass nach dem
durch den Wortlaut gedeckten
Schutzzweck derartiger Birg-
schaften gemal § 7 MaBV zu
den gesicherten  Anspriichen
grundsétzlich auch Mangelan-
spriiche gegen den Bautrager
zahlten (BGHZ 175, 161, BGHZ
173, 366, BGHZ 151, 147). Die-
sen Entscheidungen hétten in-
dessen Fallkonstellationen zu-
grunde gelegen, in denen die
Erwerber nach den vertraglichen
Vereinbarungen mit dem Bau-
trager abweichend vom disposi-
tiven Vorgaben des § 3 Abs. 2

MaVB Vorauszahlungen auf den
Erwerbspreis zu erbringen hat-
ten, ohne dass Bauleistungen
erbracht worden seien. Diese
Burgschaften  sicherten auch
Méngel ab, da andernfalls dem
Erwerber die Maoglichkeit ge-
nommen werde, sein Leistungs-
verweigerungsrecht nach § 320
BGB auszuiben oder mit An-
sprichen auf Erstattung von
Mangelbeseitigungskosten auf-
zurechnen.

Der Sicherungszweck fir die
Entgegennahme von Zahlungen
nach 8 3 Abs. 1 MaBV reiche
indessen nicht so weit. Ausge-
glichen werden sollen demnach
nur diejenigen Risiken, die den

Erwerb des unbelasteten Eigen-
tums am Baugrundstiick sowie
die Beschaffung der fir die
Durchfiihrung des Vertrages
erforderlichen  Genehmigungen
betrafe. Scheitere die Vertrags-
durchfihrung an einer dieser
Voraussetzungen, sichere die
Burgschaft alle sich hieraus er-
gebenden Riickzahlungsanspri-
che des Erwerbers, ohne dass es
dabei auf die Ausfuhrung der
Bauleistung und ihrer Qualitét
ank&me. Weil somit kein Zu-
sammenhang zwischen eventuel-
len Ansprichen des Erwerbers
wegen Maéngeln und dem
Schutzzweck der Birgschaft
bestiinde, erstrecke sich die Haf-
tung aus der Biirgschaft auch
nicht auf eventuelle Mangel am
Bauobjekt (VI _ZR 206/09).
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Schultze
Kommentar zu Text
(2) Der Gewerbetreibende darf in den Fällen des Absatzes 1 die Vermögenswerte ferner
in bis zu sieben Teilbeträgen entsprechend dem Bauablauf entgegennehmen oder sich zu
deren Verwendung ermächtigen lassen. Die Teilbeträge können aus den nachfolgenden
Vomhundertsätzen zusammengesetzt werden:
1.30 vom Hundert der Vertragssumme in den Fällen, in denen Eigentum an einem Grundstück
übertragen werden soll, oder 20 vom Hundert der Vertragssumme in den Fällen, in denen
ein Erbbaurecht bestellt oder übertragen werden soll, nach Beginn der Erdarbeiten,
2.vom der restlichen Vertragssumme
-40 vom Hundert nach Rohbaufertigstellung, einschließlich Zimmererarbeiten,
-8 vom Hundert für die Herstellung der Dachflächen und Dachrinnen,
-3 vom Hundert für die Rohinstallation der Heizungsanlagen,
-3 vom Hundert für die Rohinstallation der Sanitäranlagen,
-3 vom Hundert für die Rohinstallation der Elektroanlagen,
-10 vom Hundert für den Fenstereinbau, einschließlich der Verglasung,
-6 vom Hundert für den Innenputz, ausgenommen Beiputzarbeiten
-3 vom Hundert für den Estrich,
-4 vom Hundert für die Fliesenarbeiten im Sanitärbereich,
-12 vom Hundert nach Bezugsfertigkeit und Zug um Zug gegen Besitzübergabe,
-3 vom Hundert für die Fassadenarbeiten,
-5 vom Hundert nach vollständiger Fertigstellung.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Gewerbetreibende im Sinne des § 34c Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe a der
Gewerbeordnung, die dem Auftraggeber Eigentum an einem Grundstück zu übertragen oder
ein Erbbaurecht zu bestellen oder zu übertragen haben, sind von den Verpflichtungen
des § 3 Abs. 1 und 2, des § 4 Abs. 1 und der §§ 5 und 6, die übrigen Gewerbetreibenden
im Sinne des § 34c Abs. 1 der Gewerbeordnung sind von den Verpflichtungen des § 2, des
§ 3 Abs. 3 und der §§ 4 bis 6 freigestellt, sofern sie Sicherheit für alle etwaigen Ansprüche des Auftraggebers auf Rückgewähr oder Auszahlung seiner Vermögenswerte im
Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 geleistet haben. § 2 Abs. 2, Abs. 4 Satz 2 und 3 und Abs.
5 Satz 1 gilt entsprechend. In den Fällen des § 34c Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe a
der Gewerbeordnung, in denen dem Auftraggeber Eigentum an einem Grundstück übertragen
oder ein Erbbaurecht bestellt oder übertragen werden soll, ist die Sicherheit
aufrechtzuerhalten, bis die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 erfüllt sind und das
Vertragsobjekt vollständig fertiggestellt ist. Ein Austausch der Sicherungen der §§ 2
bis 6 und derjenigen des § 7 ist zulässig.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Der Gewerbetreibende darf in den Fällen des § 34c Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe
a der Gewerbeordnung, sofern dem Auftraggeber Eigentum an einem Grundstück übertragen
oder ein Erbbaurecht bestellt oder übertragen werden soll, Vermögenswerte des
Auftraggebers zur Ausführung des Auftrages erst entgegennehmen oder sich zu deren
Verwendung ermächtigen lassen, wenn
1.der Vertrag zwischen dem Gewerbetreibenden und dem Auftraggeber rechtswirksam ist und
die für seinen Vollzug erforderlichen Genehmigungen vorliegen, diese Voraussetzungen
durch eine schriftliche Mitteilung des Notars bestätigt und dem Gewerbetreibenden
keine vertraglichen Rücktrittsrechte eingeräumt sind,
2.zur Sicherung des Anspruchs des Auftraggebers auf Eigentumsübertragung oder
Bestellung oder Übertragung eines Erbbaurechts an dem Vertragsobjekt eine Vormerkung
an der vereinbarten Rangstelle im Grundbuch eingetragen ist; bezieht sich der
Anspruch auf Wohnungs- oder Teileigentum oder ein Wohnungs- oder Teilerbbaurecht, so
muß außerdem die Begründung dieses Rechts im Grundbuch vollzogen sein,
3.die Freistellung des Vertragsobjekts von allen Grundpfandrechten, die der Vormerkung
im Rang vorgehen oder gleichstehen und nicht übernommen werden sollen, gesichert ist,
und zwar auch für den Fall, daß das Bauvorhaben nicht vollendet wird,
4.die Baugenehmigung erteilt worden ist oder, wenn eine Baugenehmigung nicht oder nicht
zwingend vorgesehen ist, (...).

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Der Gewerbetreibende darf in den Fällen des Absatzes 1 die Vermögenswerte ferner
in bis zu sieben Teilbeträgen entsprechend dem Bauablauf entgegennehmen oder sich zu
deren Verwendung ermächtigen lassen. Die Teilbeträge können aus den nachfolgenden
Vomhundertsätzen zusammengesetzt werden:
1.30 vom Hundert der Vertragssumme in den Fällen, in denen Eigentum an einem Grundstück
übertragen werden soll, oder 20 vom Hundert der Vertragssumme in den Fällen, in denen
ein Erbbaurecht bestellt oder übertragen werden soll, nach Beginn der Erdarbeiten,
2.vom der restlichen Vertragssumme
-40 vom Hundert nach Rohbaufertigstellung, einschließlich Zimmererarbeiten,
-8 vom Hundert für die Herstellung der Dachflächen und Dachrinnen,
-3 vom Hundert für die Rohinstallation der Heizungsanlagen,
-3 vom Hundert für die Rohinstallation der Sanitäranlagen,
-3 vom Hundert für die Rohinstallation der Elektroanlagen,
-10 vom Hundert für den Fenstereinbau, einschließlich der Verglasung,
-6 vom Hundert für den Innenputz, ausgenommen Beiputzarbeiten
-3 vom Hundert für den Estrich,
-4 vom Hundert für die Fliesenarbeiten im Sanitärbereich,
-12 vom Hundert nach Bezugsfertigkeit und Zug um Zug gegen Besitzübergabe,
-3 vom Hundert für die Fassadenarbeiten,
-5 vom Hundert nach vollständiger Fertigstellung.
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Photovoltaikanlage ist genehmigungsbedurftig

Mit einer Nutzungsuntersagung
sah sich der Eigenttimer in Nord-
rhein-Westfalen ausgesetzt, weil
er flr die Errichtung der Anlage
keine Baugenehmigung einge-
holt hatte. Der Antragsteller
hatte die Photovoltaikanlage auf
einem flr diesen Zweck ange-
mieteten Dach einer Reithalle
eines Landwirts angebracht. Der
damit erzeugte Strom sollte ein
monatliches Entgelt von 4000 €
erwirtschaften. Der Betreiber
legte gegen die Nutzungsunter-
sagung Widerspruch und Klage
ein und verlor schlieBlich vor
dem OVG NRW (Beschluss
vom 20.9.2010, 7 B 985/10,
WuM 2011, 43).

Das Oberverwaltungsgericht
(OVG) entschied, dass die Nut-
zungsuntersagung zu Recht dar-
auf gestiitzt worden sei, dass die
Errichtung der Fotovoltaikanlage
auf dem Dach der Reithalle for-
mell illegal sei. Es sei kein Bau-
antrag gestellt worden. Ob der

Mietrecht

Bauantrag Erfolg haben wirde
(das Bauvorhaben also materiell
rechtmélig und damit genehmi-
gungsfahig ist), beurteilte das
OVG nicht. Nach § 63 BauO
NRW bedirften die Errichtung,
die Nutzungsénderung (...) und
der Abbruch baulicher Anlagen
der Baugenehmigung, soweit im
Gesetz keine Ausnahmen vorge-
sehen seien. Mit der Errichtung
der Fotovoltaikanlage sei gleich-
zeitig eine Nutzungsanderung
der Reithalle eingetreten. Zu der
bislang landwirtschaftlichen
Nutzung der Reithalle trete eine
gewerbliche Nutzung der Dach-
flache durch einen Dritten hinzu.
Diese zusétzliche Nutzung kon-
ne anderen oder weitergehenden
Anforderungen unterworfen
sein, als die bisherige Nutzung
(zu den ahnlichen Fallgestaltun-
gen der Errichtung von Mobil-
funkanlagen auf einem Gebdude
verweist der Senat in seinem
Beschluss auf diverse Gerichts-
entscheidungen, wie OVG

NRW, Beschliisse vom 2.7.2002,
7 B 924/02, VGH Ba-Wirtt.,
Urteil vom 26.10.1998, 8 S
1848/98, Hess. VGH, Beschluss
vom 19.12.2000 - 4 TG
3629/00). Die Nutzungsuntersa-
gung sei auch nicht unverhélt-
nismaRkig. Es entspréche standi-
ger Rechtsprechung, dass eine
Nutzungsuntersagung in aller
Regel ermessensfehlerfrei allein
auf die formelle Illegalitat der
Nutzung gestiitzt werden konne.
Eine andere Bewertung sei auch
nicht eréffnet, nur weil der An-
tragsteller nach seinen Angaben
320.000 € investiert habe. Der
Antragsteller habe die Moglich-
keit, eine Baugenehmigung fir
die Errichtung der Fotovoltaik-
anlage zu beantragen. Dass er
bis zu einer Entscheidung Gber
einen solchen Bauantrag die mit
den genannten Investitionen
verfolgten Ziele nicht realisieren
konne, sei ihm zur Gewahrleis-
tung der Ordnungsfunktion des
formellen Baurechts zuzumuten.

BGH verwirft Farbklausel mit Einschrankung auf ,,Weif3*

Und wieder sind ein paar tau-
send  Schonheitsreparaturklau-
seln in Deutschland mit einem
kurzen Beschluss des BGH hin-
fallig geworden. Die Vermieter
klagten gegen die Mieterin auf
Schadensersatz i.H.v. 12.000 €

wegen nicht  durchgefihrter
Schénheitsreparaturen. Das AG
Berlin Schoneberg gab der Kla-
ge statt. Das LG Berlin hob das
Urteil im Rahmen der Berufung
auf und wies die Klage ab. Auf
den Hinweisbeschluss des BGH
vom 14.12.2010 (VI __ZR
198/10) wurde die Revision
zurlick genommen.

Die Klausel lautete: Bei Auszug
mussen Decken, Fenster und
Tiren weil’ gestrichen sein®. Die
Klausel ist nach Auffassung des
BGH gemdl § 307 Abs. 1 BGB
nichtig, weil sie den Mieter
unangemessen benachteilige.

Auch die sonst bei Farbklauseln
geforderte Einschrankung auf
den Zeitpunkt der Rickgabe,
andere an dieser Bewertung
nichts.  Die  Unwirksamkeit
grinde sich vielmehr in dem
mangelnden  Gestaltungsspiel-
raum fir den Mieter. Zwar ges-
tatte die Klausel dem Mieter die
Wohnung wéhrend der Mietzeit
nach seinem personlichen Ge-
schmack zu dekorieren. Die
Einengung auf eine einzige Far-
be im Zeitpunkt der Riickgabe
schrianke allerdings die Gestal-
tungsfreiheit des Mieters ein, die
nicht durch berechtigte Interes-
sen des Vermieters gerechtfertigt

3
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind unwirksam, wenn sie den
Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen
benachteiligen. Eine unangemessene Benachteiligung kann sich auch daraus ergeben,
dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist.
(2) Eine unangemessene Benachteiligung ist im Zweifel anzunehmen, wenn eine
Bestimmung
1. mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der
abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist oder
2. wesentliche Rechte oder Pflichten, die sich aus der Natur des Vertrags
ergeben, so einschränkt, dass die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet
ist.
(3) Die Absätze 1 und 2 sowie die §§ 308 und 309 gelten nur für Bestimmungen in
Allgemeinen Geschäftsbedingungen, durch die von Rechtsvorschriften abweichende oder
diese ergänzende Regelungen vereinbart werden. Andere Bestimmungen können nach Absatz
1 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 1 unwirksam sein.
BGB


sei. Das berechtigte Interesse des
Vermieters gehe dahin, die
Wohnung in einem Dekorations-
zustand zurtick zu erhalten, der
dem Geschmack eines gréfReren
Interessentenkreises entsprache
und eine rasche Weitervermie-
tung ermdgliche. Dieses Interes-
se erfordere es aber nicht, den
Mieter fur den Zeitpunkt des
Auszuges zwingend auf einen

weiBen Anstrich festzulegen,
weil auch eine Dekoration in
anderen dezenten Farbtdnen eine
Weitervermietung  nicht  er-
schwere. Fir den Mieter hinge-
gen sei ein gewisser Spielraum
bei der farblichen Gestaltung
auch fur den Rickgabezeitpunkt
von nicht unerheblichem Interes-
se, weil er sich dann aus wirt-
schaftlichen Erwégungen dafiir

entscheiden kann, schon wéh-
rend der Mietzeit eine Dekorati-
on innerhalb der fir den Rick-
gabezeitpunkt vorgeschriebenen
Bandbreite farblicher Gestaltung
vorzunehmen, um nicht beim
Auszug nur wegen der farbli-
chen Gestaltung eine sonst noch
nicht erforderliche Renovierung
vornehmen zu missen.

Kundigungsausschluss maximal 4 Jahre

Zuletzt setzte sich der BGH im
Urteil vom 15.7.2009 (VIII ZR
307/08) (ZIV 2009, 60) mit den
Voraussetzungen und Grenzen
des befristeten Ausschlusses des
Kindigungsrechts auseinander.
Mit Urteil vom 8.12.2010 (VI
ZR 86/10) konkretisierte er seine
Ausfihrungen.

Die streitig gewordene Mietver-
tragsklausel zum Kindigungs-
ausschluss sah vor, dass die
Kiindigung frihestens nach Ab-

lauf von 4 Jahren ab dem
1.7.2005 (Beginn des Mietver-
haltnisses) erklart werden konne,
so dass eine Beendigung des
Mietvertrages erstmals zum Ab-
lauf des 30.9.2009 mdglich ge-
wesen ware.

Der Mietrechtssenat vertrat die
Auffassung, dass die Klausel
einer Inhaltskontrolle nach § 307
Abs. 1 BGB nicht standhalte,
weil sie den Mieter mehr als 4
Jahre an den Mietvertrag binde.

Die Kiundigung misse jedenfalls
zum Ablauf dieser Hochstfrist
moglich sein. Eine Bindung des
Mieters von mehr als vier Jahren
benachteilige diesen auch dann
unangemessen, wenn ihm aus-
driicklich das Recht zur Stellung
eines Nachmieters vorbehalten
bleibe. Die Fristberechnung habe
vom Zeitpunkt des
Vertragsschlusses an zu erfol-
gen.

Nur formell gentigende Bk-Abrechnung setzen Einwendungsfrist in Gang

Die Vermieterin hatte eine Be-
triebskostenabrechnung fur das
Jahr 2005/2006 erstellt und der
Mieterin (bersandt. Die Abrech-
nung sah zahlreiche, unter-
schiedliche Verteilungsschlissel
vor. So wurde die Verteilung des
Allgemeinstroms mit 1353 m? x
120 m? angegeben. Es fanden
sich weitere Gesamtflachen in
anderen Kostenpositionen von
2020 m2, 1587 m2, 1536 m2,
2240 m2 und 16915 m2. Die
Vermieterin begehrte insgesamt
eine Nachzahlung von gut 671 €.

Der Mieter wendete sich erst
mehr als 12 Monate nach Zu-
gang gegen die Abrechnung. Die
Vermieterin meinte, der Mieter
kénne gegen die Abrechnung
nach dem Verstreichen der Ein-
wendungsfrist in § 556 Abs. 3

Satz 5 BGB keine Einwendun-
gen mehr erheben und klagte auf
Zahlung. Das Berufungsgericht
schloss sich der Auffassung der
Vermieterin an und verurteilte
die Mieterin.

Der BGH hob das Urteil auf. Er
fihrt in seinen Grinden im Ur-
teil vom 8.12.2010 aus, dass eine
formell ordnungsgenméRe Ab-
rechnung Uber die Vorauszah-
lungen des Mieters den Vertei-
lungsschlissel erkennen lassen
misse und dieser zu erldutern
sei, wenn dies zum Verstdndnis
der Abrechnung erforderlich sei.
Einem durchschnittlich gebilde-
ten, juristisch und betriebswirt-
schaftlich nicht geschuldeten
Mieter erschléssen sich die Ver-
teilungsschliissel  nicht.  Zwar
gabe es Kostenpositionen, deren

Kostenverteilungsschliissel auch
ohne Erlduterung nachvollzieh-
bar sei. Deren formell richtige
Abrechnung fuhre jedoch nicht
dazu, dass die Abrechnung mit
einer Schuld des Mieters ende.

Die Einwendungen des Mieters
seien zudem nicht nach 8 556
Abs. 3 Satz 5 BGB ausgeschlos-
sen. Die bisher vom BGH nicht
beantwortete, in der Rechtslehre
und Rechtsprechung umstrittene
Rechtsfrage, ob eine formell
nicht ordnungsgeméale Abrech-
nung die Einwendungsfrist des
Mieters auslése, beantwortete
der Senat dahingehend, dass die
Frist hierdurch nicht in Gang
gesetzt werde. Der Mieter konne
sich unbefristet auf die formelle
Rechtswidrigkeit der Abrech-
nung berufen (VI ZR 27/10).
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind unwirksam, wenn sie den
Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen
benachteiligen. Eine unangemessene Benachteiligung kann sich auch daraus ergeben,
dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist.
(2) Eine unangemessene Benachteiligung ist im Zweifel anzunehmen, wenn eine
Bestimmung
1. mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der
abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist oder
2. wesentliche Rechte oder Pflichten, die sich aus der Natur des Vertrags
ergeben, so einschränkt, dass die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet
ist.
(3) Die Absätze 1 und 2 sowie die §§ 308 und 309 gelten nur für Bestimmungen in
Allgemeinen Geschäftsbedingungen, durch die von Rechtsvorschriften abweichende oder
diese ergänzende Regelungen vereinbart werden. Andere Bestimmungen können nach Absatz
1 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 1 unwirksam sein.
BGB

Schultze
Kommentar zu Text
(3) Über die Vorauszahlungen für Betriebskosten ist jährlich abzurechnen; dabei ist
der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit zu beachten. Die Abrechnung ist dem Mieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Ende des Abrechnungszeitraums
mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist ist die Geltendmachung einer Nachforderung
durch den Vermieter ausgeschlossen, es sei denn, der Vermieter hat die verspätete
Geltendmachung nicht zu vertreten. Der Vermieter ist zu Teilabrechnungen nicht
verpflichtet. Einwendungen gegen die Abrechnung hat der Mieter dem Vermieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Zugang der Abrechnung mitzuteilen.
Nach Ablauf dieser Frist kann der Mieter Einwendungen nicht mehr geltend machen, es
sei denn, der Mieter hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten


Versehentliche Abrechnung einer Bk-Pauschale setzt Einwendungsfrist in Gang

Der Mietvertrag der Streitpartei-
en sah nur fir Heizung und
Warmwasser eine monatliche
Nebenkostenvorauszahlung vor.
Die ubrigen Betriebskosten soll-
ten durch eine vom Mieter zu
zahlende Pauschale abgegolten
sein.

Die Vermieterin rechnete alle
Betriebskosten der Immobilie fiir
die Jahre 2004 und 2005 ab. Als
der Mieter nicht bezahlte, klagte

die Vermieterin. Die Abrech-
nung wies fir die Positionen
Warmwasser und Heizkosten
formelle Fehler auf, so dass die
Vermieterin die Forderung in-
soweit spater fallen lieB. Aus
den restlichen Betriebskostenpo-
sitionen ergab sich noch immer
eine Nachzahlung von insgesamt
rund 1800 €. Der Mieter berief
sich — nach Ablauf der in § 556
Abs. 3 Satz 5 BGB normierten
Jahresfrist — auf die Vereinba-

rung einer Pauschale, die Nach-
forderungen ausschlésse.  Zu
spat, wie die Karlsruher Richter
im Urteil vom 12.1.2011 (VI
ZR 148/10) befanden. Es hande-
le sich insoweit um keinen for-
mellen Fehler der Abrechnung,
so dass der Mieter diese Ein-
wendung binnen Jahresfrist hétte
erheben missen. Er wurde daher
verurteilt, die vertraglich nicht
vereinbarte Nachforderung zu
bezahlen.

Abrechnung kann in der Abrechnungsfrist korrigiert werden

Die Vermieterin rechnete uUber
die Vorauszahlungen fur die
Betriebskosten ab und tbersand-
te die Abrechnung den Mietern.
Die Abrechnung schloss mit
einem Guthaben von knapp 180
€. Die Vermieterin Uberwies den
Mietern das Guthaben. Kurz
darauf stellte die Vermieterin
fest, dass sie es versaumt hatte,
eine Heizollieferung in der Ab-
rechnung zu berdcksichtigen. Sie
korrigierte die Abrechnung bin-
nen der Abrechnungsjahresfrist

des § 556 Abs. 3 BGB. Die kor-
rigierte Abrechnung wies nun-
mehr noch ein Guthaben von
rund 40 € auf. Die Vermieterin
zog den Differenzbetrag auf-
grund der ihr erteilten Einzugs-
ermachtigung vom Mieterkonto
ein. Die Mieter klagten im wei-
teren Verlauf auf Riickzahlung
des Abbuchungsbetrages. Der
BGH wies die Klage schliellich
mit Urteil vom 12.1.2011 ab.
Die Abrechnungsfrist des § 556
Abs. 3 BGB diene dazu, dass die

Mietvertragsparteien in (ber-
schaubarer Zeit Klarheit Uber
ihre Verpflichtungen erhielten.
Eine Anderung innerhalb dieser
Frist sei sonach mdglich. Auch
die Auszahlung des Guthabens
fihre nicht dazu, das die Ver-
mieterin insoweit ein Schuldan-
erkenntnis abgeben wirde, wel-
ches den in der Abrechnung
genannten Endbetrag verbindlich
werden liee (VIII ZR 296/09).

Zuruckbehaltungsrecht besteht erst ab Mangelanzeige

Die Mieter hatten die Miete flr
die Monate April und Juni gar
nicht und die Miete fur Mai
2007 nur zur Halfte bezahlt. Mit
Schreiben vom 5.6.2007 kindig-
te der Vermieter den Mietvertrag
fristlos und verlangte R&umung
und Herausgabe. Als dies nicht
fruchtete, erhob er Raumungs-
klage. Die Mieter verteidigten
sich damit, dass sie vom Recht
der Zuruckbehaltung Gebrauch
gemacht héatten, weil die Woh-
nung vom Schimmel befallen
sei. Das Amtsgericht erhob Be-
weis Uber die streitige Tatsache,
dass im Marz der Mangel in
einem Gesprach mit dem Ver-
mieter angezeigt worden war.

Das Gericht folgte den wider-
sprichlichen Aussagen der Zeu-
gin nicht. Auf die Berufung
wurde das Urteil aufgehoben.
Der BGH hob wiederum das
Berufungsurteil auf und stellte
das amtsgerichtliche R&umungs-
urteil wieder her (Urteil vom
3.11.2010).

Nach den Feststellungen des
Mietrechtssenats lagen die Vor-
aussetzungen flr eine fristlose
Kiindigung nach § 543 Abs. 2
Nr. 1 BGB vor. Den Mietern
stinde kein Zuriickbehaltungs-
recht zu. Dies sei erst ab Anzei-
ge des Mangels erdffnet. Das
Zuriuckbehaltungsrecht diene

dazu, auf den Schuldner Druck
zur Erfallung der eigenen, im
Gegenseitigkeitsverhaltnis  ste-
henden Verbindlichkeiten aus-
zuuben. Solange dem Vermieter
ein Mangel aber nicht bekannt
sei, konne ein Zurlckbehal-
tungsrecht nicht die ihm zu-
kommende Funktion, auf den
Vermieter Druck auszuliben,
erfullen. Nach Treu und Glauben
kénne ein Zurickbehaltungs-
recht daher nur bestehen, wenn
dem Vermieter der Mangel be-
kannt sei oder ihm durch Anzei-
ge bekannt gemacht wurde (V111
ZR 330/09).
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Schultze
Kommentar zu Text
(3) Über die Vorauszahlungen für Betriebskosten ist jährlich abzurechnen; dabei ist
der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit zu beachten. Die Abrechnung ist dem Mieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Ende des Abrechnungszeitraums
mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist ist die Geltendmachung einer Nachforderung
durch den Vermieter ausgeschlossen, es sei denn, der Vermieter hat die verspätete
Geltendmachung nicht zu vertreten. Der Vermieter ist zu Teilabrechnungen nicht
verpflichtet. Einwendungen gegen die Abrechnung hat der Mieter dem Vermieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Zugang der Abrechnung mitzuteilen.
Nach Ablauf dieser Frist kann der Mieter Einwendungen nicht mehr geltend machen, es
sei denn, der Mieter hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten

Schultze
Kommentar zu Text
(3) Über die Vorauszahlungen für Betriebskosten ist jährlich abzurechnen; dabei ist
der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit zu beachten. Die Abrechnung ist dem Mieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Ende des Abrechnungszeitraums
mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist ist die Geltendmachung einer Nachforderung
durch den Vermieter ausgeschlossen, es sei denn, der Vermieter hat die verspätete
Geltendmachung nicht zu vertreten. Der Vermieter ist zu Teilabrechnungen nicht
verpflichtet. Einwendungen gegen die Abrechnung hat der Mieter dem Vermieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Zugang der Abrechnung mitzuteilen.
Nach Ablauf dieser Frist kann der Mieter Einwendungen nicht mehr geltend machen, es
sei denn, der Mieter hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn
1. dem Mieter der vertragsgemäße Gebrauch der Mietsache ganz oder zum Teil
nicht rechtzeitig gewährt oder wieder entzogen wird,
2. der Mieter die Rechte des Vermieters dadurch in erheblichem Maße verletzt,
dass er die Mietsache durch Vernachlässigung der ihm obliegenden Sorgfalt
erheblich gefährdet oder sie unbefugt einem Dritten überlässt oder
3. der Mieter
a) für zwei aufeinander folgende Termine mit der Entrichtung der Miete
oder eines nicht unerheblichen Teils der Miete in Verzug ist oder


Keine Mdoglichkeit der Eigenbedarfskiindigung durch Personenhandelsgesellschaft

Die Mieterin bewohnte seit 2001
eine 5 Zimmer — Wohnung in
Hamburg. Vermieterin war eine
GmbH & Co. KG. Kommandi-
tisten waren ein alteres Ehepaar
im Alter von 69 und 74 Jahren.
Die Eheleute waren auch die
Gesellschafter der Komplemen-
td&r-GmbH. Die  Vermieterin
kiindigte die Wohnung wegen
Eigenbedarfs; das Ehepaar woll-
te die Wohnung fir sich nutzen.
Die Mieterin widersprach der
Kiindigung. Die Vermieterin
klagte auf Rdumung und verlor
durch alle Instanzen den Rechts-
streit.

Die Richter des VIII. Zivilsena-
tes flhrten zur Begrindung im

Gewerbemietrecht

Urteil vom 15.12.2010 aus, dass
der Eigenbedarf der Gesellschaf-
ter einer Personenhandelsgesell-
schaft nicht der Gesellschaft
zugerechnet  werden  konne.
Zwar kénne nach der Rechtspre-
chung des Senates eine Gesell-
schaft birgerlichen Rechts we-
gen Eigenbedarfs einer ihrer
Gesellschafter kundigen (Urteile
vom 27.6.2007 — VIII ZR 271/06
und vom 16.7.2009 - VIII ZR
231/08). Diese Rechtsprechung
sei jedoch auf den vorliegenden
Fall nicht Ubertragbar, weil die
Interessenlage  unterschiedlich
sei.

Die Gesellschafter einer GbR
sollten nicht schlechter stehen,

als eine reine Vermietermehr-
heit. Die gesellschaftsrechtliche
Zuordnung wirde sich bei der
GbR vielfach rein zuféllig aus
der Personenmehrheit ergeben.
Personenhandelsgesellschaften
seien dagegen kein Zufallspro-
dukt, sondern beruhten auf einer
bewussten Entscheidung auf-
grund wirtschaftlicher, steuer-
rechtlicher und/oder haftungs-
rechtlicher Uberlegungen. Von
einer Vergleichbarkeit mit der
Interessenlage bei der Vermie-
tung einer Wohnung durch eine
GbR konne daher keine Rede
sein (VI ZR 210/10).

Mietminderung bei periodisch auftretenden Mangeln

Bei periodisch  auftretenden
Mietmangeln darf der Mieter
auch nur in den Zeiten der Be-
eintrachtigung der Nutzbarkeit
der Mietsache mindern. Dieser
Grundsatz geht aus einem Urteil
des BGH vom 15.12.2010 her-
vor (X1 ZR 132/09).

Die Mieterin hatte Raumlichkei-
ten zum Betrieb einer Kinder-
arztpraxis angemietet. Im Miet-
vertrag war das Recht zur Zu-
rickbehaltung  ausgeschlossen.
Die Mieterin kirzte erstmals im
September die Miete, weil die

Raumlichkeiten im  Sommer
wegen zu hoher Temperaturen
nur eingeschrankt nutzbar seien.
Die Vermieterin Klagte restliche
Mieten fur die Monate Septem-
ber bis November ein und ob-
siegte letztinstanzlich.

Der BGH flhrte in seinem Urteil
aus, dass der Mieter nur dann zur
Minderung berechtigt sei, wenn
der Gebrauch der Mietrdume
tatsachlich  eingeschrénkt sei.
Unstreitig sei dies fur die Mona-
te September, Oktober und No-
vember nicht mehr der Fall ge-

wesen. In diesen Monaten misse
der Mieter jedenfalls die volle
Miete bezahlen. Die Mieterin
konne sich auch nicht auf das
hilfsweise geltend gemachte
Zurlckbehaltungsrecht berufen.
Es sei wirksam ausgeschlossen.
Gegenlber dem Gewerbemieter
kénnten Zuriickbehaltung und
Aufrechnung  formularvertrag-
lich ausgeschlossen  werden,
ohne den Vertragspartner unan-
gemessen zu benachteiligen, 8§
307 BGB (BGH — Urteil vom
27.1.1993, X1l ZR 141/91)
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind unwirksam, wenn sie den
Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen
benachteiligen. Eine unangemessene Benachteiligung kann sich auch daraus ergeben,
dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist.
(2) Eine unangemessene Benachteiligung ist im Zweifel anzunehmen, wenn eine
Bestimmung
1. mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der
abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist oder
2. wesentliche Rechte oder Pflichten, die sich aus der Natur des Vertrags
ergeben, so einschränkt, dass die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet
ist.
(3) Die Absätze 1 und 2 sowie die §§ 308 und 309 gelten nur für Bestimmungen in
Allgemeinen Geschäftsbedingungen, durch die von Rechtsvorschriften abweichende oder
diese ergänzende Regelungen vereinbart werden. Andere Bestimmungen können nach Absatz
1 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 1 unwirksam sein.
BGB


WEG-Recht

Zur Kreditaufnahme durch den Verwalter

Der WEG-Verwalter ist nach
einem Urteil des LG Kdln vom
26.8.2010 (29 S 177/09 — ZWE
2011, 45) zur Kreditaufhahme
weder berechtigt noch verpflich-
tet. Der frihere WEG-Verwalter
fihrte bei der VR Bank Rhein-
Sieg e.G. ein Konto unter seinem
Namen, welches ausschliellich
dem Zahlungsverkehr der ver-
klagten Wohnungseigentimer-
gemeinschaft diente. Nach dem
Ende der Verwaltungszeit be-
fand sich auf dem Konto ein
Saldosoll. Er verlangte von der
Gemeinschaft klageweise Frei-
stellung von den Verbindlichkei-
ten.

Das Landgericht stellte in sei-
nem Urteil fest, dass der Verwal-
ter zur Kreditaufnahme nicht
berechtigt gewesen sei, weil er
hierflr keinen erméchtigenden
Beschluss vorweisen kénne. Die
Kreditaufnahme koénne zwar
nach 8§ 177 BGB nachtraglich
genehmigt werden. Die Geneh-
migung wurde aber von der Ge-
meinschaft versagt, so dass der
Verwalter der Bank als Vertreter

ohne Vertretungsmacht nach 8§
179 BGB wahlweise auf Erfil-
lung oder Schadensersatz hafte.
Der Verwalter kénne aber von
der Gemeinschaft Ersatz seiner
Aufwendungen verlangen, wenn
die Kreditaufnahme ordnungs-
gemaRer Verwaltung entsprach,
§ 675, 683 BGB.

OrdnungsgemaRer Verwaltung
kénne eine Kreditaufnahme nur
entsprechen, wenn der Kreditbe-
trag Uber einem kurzfristigen
Liquiditatsengpass hinweg hel-
fen solle und er drei Monats-
hausgeldbeitrage aller  Woh-
nungseigentimer nicht Uberstei-
ge. Da der Betrag dartber lag,
entsprache die Kreditaufnahme
nicht ordnungsgemaRer Verwal-
tung.

Der Verwalter kénne dann nur
noch nach den Regeln der Ge-
schaftsfihrung ohne Auftrag (88
670, 677, 683 BGB) Ersatz sei-
ner Aufwendungen verlangen,
wenn die Kreditaufnahme dem
wirklichen oder mutmaBlichen
Willen der Gemeinschaft ent-
sprochen hétte, so die Kolner
Kammer weiter.

Auch diese Voraussetzung wur-
de vom Gericht nicht erkannt.
Das Geld diente der Finanzie-
rung einer Instandsetzungsmag-
nahme, die urspringlich mit
4.000 € veranschlagt war. Spater

teilte der Verwalter mit, dass mit
Kosten zwischen 8.000 € und
10.000 € zu rechnen sei. Tat-
séchlich  mussten am Ende
18.000 € ausgegeben werden.
Eine derartige Ausgabensteige-
rung kénne nicht dem mutmafli-
chen Willen entsprechen.

Uber die Rechtskonstruktion der
Notgeschéaftsfiihrung konne der
Verwalter auch keinen Ersatz
begehren, weil nicht ersichtlich
sei, dass die Voraussetzungen
einer Notgeschéftsfiihrung
(dringende Erhaltungsmalihahme
zur Abwendung weitergehenden
Schadens) vorlagen.

SchlieBlich prifte das Gericht
noch, ob die Gemeinschaft Uber
88 670, 684, 812 ff. BGB nach
bereicherungsrechtlichen
Grundsatzen hafte. Danach ms-
se der Geschéaftsherr dem Ge-
schéaftsfiihrer alles nach berei-
cherungsrechtlichen  Grundsat-
zen herausgeben, was er durch
die Geschéftsfiihrung erlangt
habe. Die Bereicherung durch
die Sanierung sei dabei nach
dem Interesse zu bemessen, den
der Zuwachs fiir die Gemein-
schaft habe. Da es insoweit an
Sachvortrag fehle, konne das
Gericht nicht entscheiden und
wies die Klage des Verwalters
ab.

Unwirksame Gemeinschaftsordnung begrindet rechtswidrige Beschlussfassung

Die Gemeinschaftsordnung einer
in  Regensburg beheimateten
WEG sah folgende Regelung
Vor:

,,Die Versammlung kann einen
Wohnungseigentlimer, der mit

Zahlungen von Beitrégen langer
als einen Monat in Verzug ist,
von der Teilnahme an der Eigen-
timerversammlung und der Ab-

stimmung ausschliefen. Der
Betroffene hat hierbei kein
Stimmrecht. Mit vollstandiger

Zahlung der Riickstande entfallt
die Wirkung des obigen Be-
schlusses.**

Im Rahmen einer Versammlung

beschlossen die anwesenden
Wohnungseigentiimer den Aus-
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Schließt jemand ohne Vertretungsmacht im Namen eines anderen einen Vertrag, so
hängt die Wirksamkeit des Vertrags für und gegen den Vertretenen von dessen
Genehmigung ab.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Wer als Vertreter einen Vertrag geschlossen hat, ist, sofern er nicht seine
Vertretungsmacht nachweist, dem anderen Teil nach dessen Wahl zur Erfüllung oder zum
Schadensersatz verpflichtet, wenn der Vertretene die Genehmigung des Vertrags
verweigert.

Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 675 Entgeltliche Geschäftsbesorgung
(1) Auf einen Dienstvertrag oder einen Werkvertrag, der eine Geschäftsbesorgung zum
Gegenstand hat, finden, soweit in diesem Untertitel nichts Abweichendes bestimmt
wird, die Vorschriften der §§ 663, 665 bis 670, 672 bis 674 und, wenn dem
Verpflichteten das Recht zusteht, ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zu kündigen,
auch die Vorschriften des § 671 Abs. 2 entsprechende Anwendung.

Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 683 Ersatz von Aufwendungen
Entspricht die Übernahme der Geschäftsführung dem Interesse und dem wirklichen oder
dem mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn, so kann der Geschäftsführer wie ein
Beauftragter Ersatz seiner Aufwendungen verlangen. In den Fällen des § 679 steht
dieser Anspruch dem Geschäftsführer zu, auch wenn die Übernahme der Geschäftsführung
mit dem Willen des Geschäftsherrn in Widerspruch steht.

Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 670 Ersatz von Aufwendungen
Macht der Beauftragte zum Zwecke der Ausführung des Auftrags Aufwendungen, die er den
Umständen nach für erforderlich halten darf, so ist der Auftraggeber zum Ersatz
verpflichtet.

Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 677 Pflichten des Geschäftsführers
Wer ein Geschäft für einen anderen besorgt, ohne von ihm beauftragt oder ihm
gegenüber sonst dazu berechtigt zu sein, hat das Geschäft so zu führen, wie das
Interesse des Geschäftsherrn mit Rücksicht auf dessen wirklichen oder mutmaßlichen
Willen es erfordert.

Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 684 Herausgabe der Bereicherung
Liegen die Voraussetzungen des § 683 nicht vor, so ist der Geschäftsherr
verpflichtet, dem Geschäftsführer alles, was er durch die Geschäftsführung erlangt,
nach den Vorschriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung
herauszugeben. Genehmigt der Geschäftsherr die Geschäftsführung, so steht dem
Geschäftsführer der im § 683 bestimmte Anspruch zu.

Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 812 Herausgabeanspruch
(1) Wer durch die Leistung eines anderen oder in sonstiger Weise auf dessen Kosten
etwas ohne rechtlichen Grund erlangt, ist ihm zur Herausgabe verpflichtet. Diese
Verpflichtung besteht auch dann, wenn der rechtliche Grund später wegfällt oder der
mit einer Leistung nach dem Inhalt des Rechtsgeschäfts bezweckte Erfolg nicht
eintritt.


schluss der betreffenden Woh-
nungseigenttimer. Einer dieser
Wohnungseigentiimer focht
daraufhin alle Ubrigen auf der
Versammlung gefassten Be-
schliisse an und obsiegte in allen
drei Instanzen.

Der BGH stellte in seinem Urteil
fest, dass das Wohnungseigen-
tumsrecht den Wohnungseigen-
timern nach § 10 Abs. 2 WEG
weitgehend freie Hand lasse, wie
sie ihr Verhdltnis untereinander
ordnen wollten (BGH-Urteil
vom 13.10.2006, V ZR 289/05).
Diese Gestaltungsfreiheit gelte
auch dann, wenn der teilende
Eigentlimer die Regelungen in
der Gemeinschaftsordnung vor-
gebe. Schranken ergaben sich
jedoch aus den Grenzen der Pri-
vatautonomie nach 8§ 134, 138
BGB (BGH-Beschluss vom
11.11.1986, V ZB 1/86, BGHZ
99, 90). Ferner unterldgen die
vom teilenden Eigentimer ein-
seitig vorgegebenen Bestim-
mungen einer Inhaltskontrolle,
bei der lediglich streitig sei, ob
die fur allgemeinen Geschéfts-
bedingungen geltende Vorschrif-
ten der 8§ 307 ff BGB entspre-
chend anzuwenden seien oder ob
sich diese Kontrolle unter Be-
riicksichtigung der Besonderhei-
ten des Einzelfalles am Mal3stab
von Treu und Glauben auszu-
richten habe (BGHZ 151, 164).

Messe man die Regelung in der
Teilungserklarung an diese MaR-

stében, sei die Regelung unwirk-
sam. Die Gestaltungsfreiheit fur
Gemeinschaftsordnungen  ende
dort, wo die personenrechtliche
Gemeinschaftsstellung der
Wohnungseigentliimer ausge-
hohlt werde. Das sei der Fall,
wenn das mitgliedschaftliche
Element des Wohneigentums
durch einen allgemeinen Aus-
schluss des Wohnungseigenti-
mers vom Stimmrecht verletzt
werde. Hiergegen verstol3ende
Regelungen seien nach 8§ 134
BGB nichtig.

Erst recht, so der Senat weiter,
sei ein allgemeiner Ausschluss
von den Versammlungen der
Wohnungseigentimer  unzulés-
sig, weil dem Mitglied dadurch
nicht nur faktisch sein Stimm-
recht genommen, sondern ihm
dartiber hinaus die ebenfalls in
den Kernbereich elementarer
Mitgliedschaftsrechte  fallende
Befugnis abgeschnitten werde,
auf die Willensbildung der Ge-
meinschaft durch Rede und Ge-
genrede Einfluss zu nehmen
(BGH — Urteil vom 13.2.2006, II
ZR 200/04). Dasselbe gelte
auch fir einen nur voriiberge-
henden Ausschluss. Ein Eingriff
in Teilnahmerechte sei nur statt-
haft, wenn auf andere Weise
eine geordnete Durchfihrung
einer Versammlung nicht ge-
wahrleistet sei, weil ein Woh-
nungseigentiimer nachhaltig und
trotz Androhung des Ausschlus-
ses die Versammlung weiterhin

in erheblicher Weise store
(BGH, Urteil vom 11.11.1965, Il
ZR 122/63,0 BGHZ 44, 245).
An diesem versammlungsspezi-
fischen Bezug fehle es indessen,
wenn ein Wohnungseigentimer
nur mit der Zahlung von Beitra-
gen in Verzug sei.

Die Unwirksamkeit der Rege-
lung in der Gemeinschaftsord-
nung und der hierauf grindende
Ausschluss des Wohnungseigen-
timers fuhre auch zur Unwirk-
samkeit der angefochtenen Be-
schliisse. Zwar scheide eine Un-
gultigkeitserklarung in der Regel
aus, wenn feststiinde, dass sich
der Beschlussmangel nicht auf
das Beschlussergebnis ausge-
wirkt habe (BGH-Urteil vom
27.3.2009, V ZR 196/08, Bay-
ObLG NZM 2002, 616). Anders
verhielte es ich jedoch bei
schwerwiegenden Verstdiien, die
dazu fuhrten, dass das Teilnah-
me- und Mitwirkungsrecht eines
Mitgliedes in gravierender Wei-
se ausgehebelt werde. Der Ent-
zug des Stimmrechts und der
Ausschluss von der Versamm-
lung stelle einen schwerwiegen-
den Eingriff in den Kernbereich
elementarer Mitgliedschaftsrech-
te dar, bei dem es nicht darauf
ankame, ob die gefassten Be-
schliisse auch bei einer Mitwir-
kung des ausgeschlossenen Mit-
glieds die erforderliche Mehrheit
gefunden hétten (V ZR 60/10).

Photovoltaikanlage bedarf keiner Zustimmung der Grundpfandrechtsglaubiger

Die Gemeinschaft traf eine die
Gemeinschaftsordnung  ergén-
zende Gebrauchsregelung, wo-
nach einzelne Eigentimer das
Recht erhielten, auf einem Teil
des Dachs eine Photovoltaikan-
lage zu errichten. Ihnen wurde
ferner gestattet, die erzielten
Entgelte zu vereinnahmen. Im
Gegenzug wurden sie verpflich-

tet, die Instandhaltung und In-
standsetzung zu Ubernehmen.
Die Instandsetzung und Instand-
haltung des Dachs sollte weiter-
hin der Gemeinschaft obliegen.
Diese Regelung sollte in die
Wohnungsgrundbiicher  einge-
tragen werden.

Die Rechtspflegerin des AG
Saarbriicken machte in einer
Zwischenverfiigung die Eintra-
gung davon abhéangig, dass die
Zustimmung der Grundpfand-
glaubiger in notariell beglaubig-
ter Form (8 29 GBO) nachge-
wiesen werde. Es entbrannte
hierlber ein Streit, der schliel3-
lich vom OLG Saarbriicken mit
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Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 134 Gesetzliches Verbot
Ein Rechtsgeschäft, das gegen ein gesetzliches Verbot verstößt, ist nichtig, wenn
sich nicht aus dem Gesetz ein anderes ergibt.

Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 138 Sittenwidriges Rechtsgeschäft; Wucher
(1) Ein Rechtsgeschäft, das gegen die guten Sitten verstößt, ist nichtig.
(2) Nichtig ist insbesondere ein Rechtsgeschäft, durch das jemand unter Ausbeutung
der Zwangslage, der Unerfahrenheit, des Mangels an Urteilsvermögen oder der
erheblichen Willensschwäche eines anderen sich oder einem Dritten für eine Leistung
Vermögensvorteile versprechen oder gewähren lässt, die in einem auffälligen
Missverhältnis zu der Leistung stehen.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind unwirksam, wenn sie den
Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen
benachteiligen. Eine unangemessene Benachteiligung kann sich auch daraus ergeben,
dass die Bestimmung nicht klar und verständlich ist.
(2) Eine unangemessene Benachteiligung ist im Zweifel anzunehmen, wenn eine
Bestimmung
1. mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der
abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist oder
2. wesentliche Rechte oder Pflichten, die sich aus der Natur des Vertrags
ergeben, so einschränkt, dass die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet
ist.
(3) Die Absätze 1 und 2 sowie die §§ 308 und 309 gelten nur für Bestimmungen in
Allgemeinen Geschäftsbedingungen, durch die von Rechtsvorschriften abweichende oder
diese ergänzende Regelungen vereinbart werden. Andere Bestimmungen können nach Absatz
1 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 1 unwirksam sein.
BGB


Schultze
Kommentar zu Text
(2) Das Verhältnis der Wohnungseigentümer untereinander bestimmt sich nach den
Vorschriften dieses Gesetzes und, soweit dieses Gesetz keine besonderen Bestimmungen
enthält, nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Gemeinschaft.
Die Wohnungseigentümer können von den Vorschriften dieses Gesetzes abweichende
Vereinbarungen treffen, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich bestimmt ist. Jeder
Wohnungseigentümer kann eine vom Gesetz abweichende Vereinbarung oder die Anpassung
einer Vereinbarung verlangen, soweit ein Festhalten an der geltenden Regelung aus
schwerwiegenden Gründen unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles insbesondere der Rechte und Interessen der anderen Wohnungseigentümer, unbillig
erscheint.


Beschluss vom 10.5.2010 (5 W
94/10-37 — WuM 2011, 56)
zugunsten der Wohnungseigen-
timer beendet wurde.

Die Saarlander Richter fihrten
in ihrer Begriindung aus, dass
die Genehmigungserfordernisse
der Grundpfandglaubiger durch
die WEG-Novelle eingeschréankt
worden seien. Die neue Rege-
lung schranke das sich aus ,,an-
deren Vorschriften* — wozu auch
die 8§ 876, 877 BGB zéhlen —
ergebende  Erfordernis  einer
Zustimmung der Realberechtig-
ten zur Schaffung, Anderung
oder Aufhebung einer ,,verding-

lichten* Gemeinschaftsordnung
ein. Die Zustimmung sei Uber-
haupt nur erforderlich, wenn ein
Sondernutzungsrecht  (fiir ein
anderes als das belastete Woh-
nungseigentum) begrindet oder
wenn ein mit dem belasteten
Wohnungseigentum bisher ver-
bundenes Sondernutzungsrecht
aufgehoben, gedndert oder tber-
tragen werden.

Nach dem Schutzzweck der §8
876, 877 BGB sei die Zustim-
mung des Dritten entbehrlich,
wenn jede rechtliche Beeintrach-
tigung seiner Position ausge-

schlossen sei und deshalb seine
dingliche Rechtsstellung durch
die Anderung nicht beriihrt wer-
de (OLG Hamm Rpfleger 1997,
346). Auf Nachteile wegen mit
den Sondernutzungsrechten ver-
bundenen wirtschaftlichen Be-
lastungen (Unterhaltungslasten,
eventuelle spétere Reparatur-
und Beseitigungskosten) kéme
es flr die Anwendung der nach
ihrem Schutzzweck allein auf
rechtliche Nachteile abstellende
8§ 877, 876 BGB, § 19 GBO
nicht an.

Eigenes Stimmrecht bei Verwalterabberufung

Das OLG Miinchen legt sich mit
seinem Beschluss vom
15.9.2010 quer zur bisherigen
Rechtsaufassung der Gerichte in
Bezug auf Stimmverbote nach
Vollmachtserteilung (32 Wx
16/10 - ZMR 2011, 48).

Ein Fremd-Verwalter wurde qua
Beschluss auBerordentlich aus
dem Verwalteramt abberufen.
Gleichwohl er tber eine Stimm-
rechtsvollmacht verfuigte, wurde
er von der Teilnahme an der
Versammlung  ausgeschlossen.
Er focht den Abberufungsbe-
schluss an und obsiegte.

Der Minchener Senat bestétigte
die gleichlautende Entscheidung
vom LG Miinchen. Allein wegen
des Ausschlusses von der Ver-
sammlung liege ein Fehler in der
Beschlussfassung vor, da auch
bei einem Ruhen des Stimm-
rechts, das Teilnahme- und Re-
derecht weiter bestlinde.

Beachtlich ist, dass das Gericht
zudem feststellt, dass kein
Stimmrechtsverbot bestanden
habe. Es sei bisher nicht ab-
schlieBend in der Rechtspre-
chung geklart, ob ein Verwalter,
der selbst nicht Wohnungseigen-
timer sei, einem Stimmverbot
unterliege, wenn er Vollmachten

von Wohnungseigentimer fir
die Stimmabgabe erhalten habe.
Die Munchener Richter vernein-
ten ein Stimmrechtsverbot mit
der Begriindung, dass es sich bei
der Abstimmung um die Aus-
Ubung der Rechte des Miteigen-
timers handeln wiirde. Die Vor-
aussetzungen fur das Vorliegen
eines Stimmrechtsverbotes
mussten daher in der Person des
Vollmachtgebers vorliegen und
nicht in der Person des Vertre-
ters (A.A.: BayObLG WuM
1999, 58, BayObLG WuM 1990,
321, OLG Diiss. WuM 1999, 59,
OLG Zweibriicken NZM 1998,
671, LG Frankfurt NJW-RR
1988, 596).

WEG-Verwalter ist zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung verpflichtet

Nach einem Beschluss des LG
Aurich vom 26.7.2010 ist der
WEG-Verwalter beim Vorliegen
der Ubrigen Voraussetzungen
verpflichtet, die eidesstattliche
Versicherung fir die Gemein-
schaft abzugeben (4 T 237/10,
ZWE 2011, 41). Der Verwalter
wehrte sich mit der Begriindung,
dass er nicht schlechthin gesetz-

licher Vertreter der Gemein-
schaft sei, sondern nur in Bezug
auf die im Katalog des § 27 Abs.
3 WEG benannten Gegenstande.
Er sei daher nicht verpflichtet,
das Vermdgensverzeichnis zu
erstellen und dessen Richtigkeit
an Eides statt zu versichern. Das
sahen AG und LG unter Bezug-
nahme auf die Gesetzesbegrin-

dung zur WEG-Novelle anders.
Die Gemeinschaft sei zwar nicht
insolvenzfahig. Der vollstre-
ckende Glaubiger kdnne aber die
Abgabe der Versicherung vom
Verwalter verlangen. Die Erkla-
rung durch die Wohnungseigen-
timer sei weder praktikabel,
noch konnten diese werthaltige
Aussagen treffen.


Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 876 Aufhebung eines belasteten Rechts
Ist ein Recht an einem Grundstück mit dem Recht eines Dritten belastet, so ist zur
Aufhebung des belasteten Rechts die Zustimmung des Dritten erforderlich. Steht das
aufzuhebende Recht dem jeweiligen Eigentümer eines anderen Grundstücks zu, so ist,
wenn dieses Grundstück mit dem Recht eines Dritten belastet ist, die Zustimmung des
Dritten erforderlich, es sei denn, dass dessen Recht durch die Aufhebung nicht
berührt wird. Die Zustimmung ist dem Grundbuchamt oder demjenigen gegenüber zu
erklären, zu dessen Gunsten sie erfolgt; sie ist unwiderruflich.
BGB § 877 Rechtsänderungen
Die Vorschriften der §§ 873, 874, 876 finden auch auf Änderungen des Inhalts eines
Rechts an einem Grundstück Anwendung.

Schultze
Kommentar zu Text
(3) Der Verwalter ist berechtigt, im Namen der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer und
mit Wirkung für und gegen sie
1. Willenserklärungen und Zustellungen entgegenzunehmen;
2. Maßnahmen zu treffen, die zur Wahrung einer Frist oder zur Abwendung eines
sonstigen Rechtsnachteils erforderlich sind, insbesondere einen gegen die
Gemeinschaft gerichteten Rechtsstreit gemäß § 43 Nr. 2 oder Nr. 5 im Erkenntnis- und
Vollstreckungsverfahren zu führen;
3. die laufenden Maßnahmen der erforderlichen ordnungsmäßigen Instandhaltung und
Instandsetzung gemäß Absatz 1 Nr. 2 zu treffen;
4. die Maßnahmen gemäß Absatz 1 Nr. 3 bis 5 und 8 zu treffen;
5. im Rahmen der Verwaltung der eingenommenen Gelder gemäß Absatz 1 Nr. 6 Konten zu
führen;
6. mit einem Rechtsanwalt wegen eines Rechtsstreits gemäß § 43 Nr. 2 oder Nr. 5 eine
Vergütung gemäß Absatz 2 Nr. 4 zu vereinbaren;
7. sonstige Rechtsgeschäfte und Rechtshandlungen vorzunehmen, soweit er hierzu durch
Vereinbarung oder Beschluss der Wohnungseigentümer mit Stimmenmehrheit ermächtigt
ist.


Versicherungsrecht

Deckungslicke fur den Immobilienverwalter

Eine empfindliche Deckungsli-
cke in der Vermdgensschaden-
haftpflichtversicherung des Im-
mobilienverwalters hat der Be-
schluss des KG Berlin vom
29.10.2010 (6 U 204/09 — NJW-
Spezial 2011, 66, IBR-Online)
offenbart.

Der WEG - Verwalter hatte
Hinweise auf eine undichte
Wasserleitung zunéchst igno-
riert. Spater offenbarte sich der
Rohrbruch — und - ein erhebli-
cher Schaden in Gestalt einer
exorbitant hohen Wasserrech-
nung. Die Gemeinschaft nahm
den Verwalter in Regress.

Der WEG-Verwalter wiederum
meldete den Schaden bei seiner
Vermdgensschadenhaftpflicht-

versicherung an, die wiederum
die Deckung ablehnte. Der Ver-
walter klagte und verlor beide

Veranstaltungen

Instanzen. Das KG Berlin fihrte
in seinem Beschluss zur Zu-
rickweisung der Berufung aus,
dass der Schaden nach § 1 Ziff.
1 der Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen zur Vermo-
gensschadenhaftpflichtversiche-
rung (AVB) nicht versichert sei.

Es lage kein unmittelbarer Ver-
mdgensschaden vor. Die erhoh-
ten Entgeltforderungen der Was-
serwerke stellten zwar einen
Vermggensschaden dar. Dieser
grinde jedoch nicht unmittelbar
auf einer Pflichtverletzung des
Verwalters (keine ausreichende
Veranlassung der Uberpriifung
der Wasserleitung), sondern nur
mittelbar. Unmittelbare Ursache
sei vielmehr ein Sachschaden am
Rohr. Vermdogensschaden, die
auf einem Sachschaden grunde-
ten seien jedoch nicht mit versi-
chert.

Unzweifelhaft bestiinde damit
eine Deckungsliicke im Versi-
cherungsschutz des Verwalters,
wenn Pflichtverletzungen Sach-
schaden verursachten, die ihrer-
seits dann zu Vermdgensschéaden
fuhrten. Diese Liicke sei darauf
zurlick zu fuhren, dass die Ver-
sicherungsbedingungen ur-
springlich fir Berufe entwickelt
worden seien, bei denen vor-
nehmlich reine Vermogensscha-
den vorkdmen (Steuerberater,
Rechtsanwalte). Die Spezifizie-
rung des versicherten Risikos in
den besonderen Vereinbarungen
des Vertrages wirde hieran
nichts &ndern. Eine Regelung der
versicherten Schaden sei dort
nicht enthalten. Erforderlich sei
vielmehr ein  ausdriicklicher
Wiedereinschluss der entspre-
chenden objektbezogenen Risi-
ken.

Immobilienmakler

am 31.3.2011

Programm:

Immobilienverwalter
Immobiliensachverstandige

VD Frihjahrs -Fachtagung

9.15 Uhr Eréffnung durch den IVD Mitte-Ost e.V.

10.15 Uhr Demographische Entwicklung in Sachsen/ Sachsen-Anhalt
Dr. Albrecht Buttolo, Staatsminister des Innern a. D.

9.20 Uhr Zensus 2011 - Mdglichkeiten und Grenzen der Informationsgewinnung
Gabriele Koster, Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen
Referatsleiterin, Sondererhebung, Projekt Zensus 2011

11.30 Uhr Moderner Hochwasserschutz in Deutschland Ergebnisse und Ziele am Beispiel von Sachsen-Anhalt
Dr.-Ing. Hans-Werner Uhlmann, stellv. Direktor des Landesbetriebes fiir Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft
(LHW) Sachsen-Anhalt Geschéftsbereichsleiter Grundlagen, Planung und Bau

12 20 lJhr Reninn der Foren® Makler — \Verwalter - Sachverstandine
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Sachversténdige:

13.30 Uhr ,Gutachten- Werkstatt“ - Teil I: Problemstellungen der ImmoWertV anhand eines konkreten Gutachtens
fur ein, gemischt genutztes Grundstick
Dr.-Ing. Architekt Martin Tdllner, 6bvS Architektenkammer Hannover, Architekt und Stadtplaner

15.30 Uhr ,Gutachten- Werkstatt“ - Teil II: Problemstellungen der ImmoWertV anhand eines konkreten Gutachtens
fur ein gemischt genutztes Grundstiick
Dr.-Ing. Architekt Martin Tollner, 6bvS Architektenkammer Hannover, Architekt und Stadtplaner

16.30 Uhr Erste Sitzung interessierter Sachverstéandige an einer Mitarbeit im kiinftigen Arbeitskreis Sachverstandi-
ge des IVD Mitte-Ost e.V.

Moderation: Karl-Heinz Weiss

Makler:

13.30 Uhr Aktuelle Tendenzen im Social Media Facebook, Twitter, XING & Co. - Risiko oder Chance fiir lhr Unter-
nehmen?

Kathleen Parma, networks PR

14.15 Uhr RE-SHARE - der Turbo fur das Gemeinschaftsgeschaft
Bernhard Schmidt, RE-SHARE UG

15.30 Uhr Update Maklerrecht - Aktuelle Urteile und Tipps
RAIn Ricarda Breiholdt, Breiholdt & Voscherau Immobilienanwélte Hamburg
gemeinsame Diskussion

Moderation: Dirk Radde
IVD Fachreferat ,Immobilienmakler

Verwalter:

13.30 Uhr PINkey - Wohnungsschlussel sicher deponiert
Steffen Malessa, PINkey AG

13.45 Uhr Anforderungen und Erfahrungen aus der Umsetzung gesetzlicher Anforderungen der
HKVO 2009 und EnEV 2009
Andreas Schramm, Techem

14.30 Uhr Energetische Optimierung von Gebauden im Bestand
Dipl.-Ing (FH) Wolfgang Grun, Energieberater, Ingenieurbiiro fir Bauwesen Hochbau

15.30 Uhr Aktuelles WEG-Recht unter Berticksichtigung der Rechtsprechungen zur Instandhaltungsriicklage
RA Heinz G. Schultze, Schultze Rechtsanwélte Leipzig

Moderation: Rainer Hummelsheim
IVD Fachreferat ,immobilienverwalter

www.ivd-mitte-ost.net
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13. Deutscher Mietgerichtstag

Der 13. Deutsche Mietgerichtstag findet am 8./9. April 2011 im Kongresszentrum Westfalenhalle in Dortmund

statt.

Das Programm

am Vorabend den 7.4.2011 ab ca 18:00 Uhr ladt der Verlag C.H. Beck in gewohnter Weise zu Pils und einfa-
cher Brotzeit die bereits angereisten Teilnehmer ins Number One im Kongresszentrum ein.

9.30

09.45

10.45

11.00

11:45

13.00

16.00

19.00

Freitag, den 8. April 2011

Begrufung
GruRwort durch den Prasidenten des OLG Hamm Johannes Keders

Klimaschutz und Energieversorgung
Festvortrag Jochen Flasbarth, Prasident des Umweltbundesamtes

Kaffeepause

Energetische Beschaffenheit als Kriterium der ortstiblichen Vergleichsmiete

Referent: RiLG a.D. Hubert Blank, Mannheim

Energieeinsparung als Modernisierungsmaf3nahme insbesondere durch Einsatz erneuerbarer Energien

Referent: VorsRiLG Dr. Werner Hinz, Itzehoe

gemeinsames Mittagessen

Arbeitskreise:

1. Zugang zur Revision: Einflihrung von RABGH Prof. Dr. Volkert Vorwerk, Karlsruhe; Leitung: RiBGH Dr.
Karin Milger

2. Falligkeit der Miete und Zahlungsverkehr: Einfihrung von Prof. Dr. Carsten Herresthal Leitung: Prof. Dr.
Markus Artz

3. Rechtsfolgen bei Ausfiihrung von BaumafRnahmen trotz fehlender oder fehlerhafter Ankindigung: Ein-
fihrung von RA Dr. Arnold Lehmann-Richter, Berlin; Leitung: RIAG UIf Borstinghaus

4. Vereinbarung und Anderung von Umlagevereinbarungen im Betriebkostenrecht: Einfiihrung von RIAG
Dr. Olaf Riecke, Hamburg; Leitung: VorsRiLG a.D. Dr. Hans Langenberg

Kaffeepause

Arbeitskreise

5. Mietermehrheiten: Einfiihrung von VorsRiLG Elmar Streyl, Krefeld; Leitung: RiBGH a.D. Hans-Jérg
Kraemer

6. Wertsicherungsklauseln in der Gewerberaummiete: Einfihrung von RA Dr. Michael Schultz, Berlin; Lei-
tung: RA Fritz

7. Einfluss des Verbraucherinsolvenzverfahrens auf das Mietverhaltnis: Einflihrung von VizPrasAG Dr.
Beate Flatow, Kiel; Leitung: Prof. Dr. Peter Derleder

8. Gibt es sichere Quotenabgeltungsklauseln? Einflihrung von Prof. Dr. Hubert Schmidt, Trier Leitung: RA
Norbert Eisenschmid

gemeinsames Abendessen
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Fortsetzung:

Samstag, den 9. April 2011

09.00 Die Kosten der Unterkunft nach SGB Il und XII

Referent Dr. Franz-Georg Rips, Erftstadt

09.45 Die Bedeutung technischer Normen, des Stands der Technik und des verkehrsublichen Zustands bei der Vermie-

tung von Wohn- und Geschaftsrdumen

Referentin Prof. Dr. Beate Gsell, Augsburg

10.45 Kaffeepause

11:00 Vermieter und Mieter als Verwender Allgemeiner Geschaftsbedingungen

Referent: Prof. Dr. Markus Stoffels, Osnabriick

12.00 Stand der Mietrechtsnovellierung

www.Mietgerichtstag.de

ESWIiD: Mietrechtsreform 2011 und Pflichtverletzungen im Mietverhaltnis: Eigen-

12.00 - 14.00
14.00 - 14.15

14.15 - 15.00

15.00 - 15.30

15.30 - 15.40

15.40 - 16.00

16.00 - 16.30

16.30 - 16.40
16.40-17.10

17.10-17.20
17.20-17.50

17.50 - 18.00

ab 18.00

Uhr
Uhr

Uhr

Uhr

Uhr

Uhr

Uhr

Uhr
Uhr

Uhr
Uhr

Uhr

Uhr

timer - Verwalter — Mieter

4.-6. Mai, Rosenheim

Mittwoch, 4. Mai 2011

Einlass, Empfang und Eréffnung der begleitenden Ausstellung

BegriBung

Staatsminister a.D. Dr. h.c. Steffen Heitmann, Prasident des ESW in Deutschland ; Oberburgermeisterin Gabriele Bauer
Aktuelle Herausforderungen und Entwicklung der Wohnungspolitik und Stadtentwicklung
Ministerialdirektorin Oda Scheibelhuber, BMVBS, Berlin

Mietrechtsreform: Duldungspflichten des Mieters bei ernergetischer Modernisierung

Dr. Beate Flatow, Vizeprasidentin des AG, Kiel

Rickfragen — Diskussion

Kaffeepause - Kommunikation - Kennenlernen

Mietrechtsreform: Minderungsrechte des Mieters

Prof. Dr. Wolfgang Hau, Passau

Rickfragen — Diskussion

Mietrechtsreform: Mieterh6hung wegen energetischer Modernisierung

Dr. Riever Nagel, RILG, Itzehoe

Rickfragen - Diskussion

Mietrechtsreform: Kiindigung, R&umung und einstweiliger Rechtsschutz

UIf P. Borstinghaus, RIAG, Dortmund

Ruckfragen — Diskussion

Einladung zu einem Stadtspaziergang:
"Auf den Spuren der Rosenheim-Cops"
Ausklang des Abends mit Bier und Bayerischer Brotzeit.
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Donnerstag, 5. Mai 2011
Pflichtverletzungen im Mietverhéltins

09.00 - 09.15 Uhr Biblisches Wort zum Tag, Erléserkirche Konigstralle 23, Rosenheim
Dekanin Hanna Wirth

09.45 - 10.15 Uhr Haftung des Verwalters bei Verwendung unwirksamer Vertragsklauseln
- Haftung gegeniiber seinem Auftraggeber
- Unmittelbare Haftung des Verwalters gegentiber dem Mieter
- Griinde fir die Unwirksamkeit von Vertragsklauseln
Prof. Dr. Beate Gsell, Augsburg

10.15-10.30 Uhr Ruckfragen — Diskussion

10.30 - 11.00 Uhr Haftung des Verwalters bei fehlerhafter Betriebskostenabrechnung
- Dokumentatioinspflichten des Verwalters bei verspatetem Zugang?
- Haftungskonsequenzen bei formellen und materiellen Fehlern

- Pflichten des Verwalters bei Wechsel des Mieters, Verwalters und
Eigentiimers

Hubert Blank, RILG i.R., Mannheim

11.00-11.15 Uhr Rickfragen — Diskussion

11.15-11.45 Uhr Kaffeepause - Kommunikation - Kennenlernen

11.45-12.15 Uhr Haftung des Verwalters bei unterlassenen oder fehlerhaften Mieterh6hungen
- Pflicht zur Mieterh6hung?

- Formelle und materielle Pflichten bei der Abfassung der
Mieterhthung

- Legitimation des Verwalters
- Anspruch auf schriftliche Zustimmung
Dr. Michael Schultz, Rechtsanwalt, Berlin
12.15-12.30 Uhr Rickfragen — Diskussion
12.30 - 12.50 Uhr Risikominderung fir Vermieter und Verwalter durch Versicherung
- Welche Risiken sind versicherbar?
- Vermeidung von Versicherungsliicken bzw. Doppelversicherung
Frank Meier, Rechtsanwalt, Hannover
12.50 - 13.00 Uhr Rickfragen - Diskussion
13.00 - 14.45 Uhr  Mittagspause mit Méglichkeit zum Mittagsimbiss im Kultur- und Kongresszentrum Rosenheim

Arbeitsgruppe 1
14.45 - 17.00 Uhr  Technik fur Kaufleute und Rechtsanwalte:
Notwendigkeit Iiftungstechnischer MaBnahmen in der Mietwohnung

- Vertragsgemale Eigenschaft der Mietsache, insbesondere nach
DIN 1946-6

- Luftungssysteme im Spannungsfeld zwischen bauphysikalischen
Anforderungen und Behaglichkeitsanspriichen

Ruth Breiholdt, Rechtsanwaltin, Hamburg
Dr. Joachim Hessinger, Rosenheim
Moderation: Dipl.-Ing. Architekt Hans-Otto Kraus, Minchen

Arbeitsgruppe 2
14.45 - 17.00 Uhr  Speziell fir (Nachwuchs-) Fihrungskréfte:
Die Kunst professioneller Handlungsfiihrung

- Neuester Stand der Verhandlungsforschung
- Umgang mit Blockaden

- Innovative Verhandlungsmethoden

- Hilfe bei Konflikten mit Mietern

Dr. Klaus Doppler, Manager-Trainer und Organisationsberater, Miinchen
Moderation: Dr. Oliver Elzer, RiKG, Berlin

Arbeitsgruppe 3
Betreiberverantwortung im Facilitymanangement - GEFMA 190

14.45 - 17.00 Uhr
- Systematische Darstellung
- Delegation der Betreiberverantwortung
- Vertragsgestaltung/Vermeidung von Uberschneidungen
- Rechtsfolgen von Pflichtverletzungen

Dr. David Greiner, Rechtsanwalt, Tubingen
Dipl.-Kaufm. Jérn von der Lieth, Berlin
Moderation: Jorg Schielein LL.M., Rechtsanwalt, Niirnberg

Jubilaums-Festabend
ab 17.00 Uhr 3. Bayerisches Teppichcurlingturnier,
anschlieBend Einladung zum Dinner mit dem Artistic Comedy Duo "Drunter & Driiber".
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Freitag, 6. Mai 2011

ab 08.30 Uhr
09.00 - 09.20 Uhr

09.20 - 09.30 Uhr
09.30 - 09.50 Uhr

09.50 - 10.00 Uhr
10.00 - 10.30 Uhr
10.30-10.50 Uhr

10.50 - 11.00 Uhr
11.00 - 11.45 Uhr

11.45-12.00 Uhr
12.00 Uhr

Mdglichkeit zum Besuch der Fachausstellung

Verletzung der Zahlungspflicht - materielle und formelle Voraussetzungen einer Kiindigung
- In Betracht kommende Zahlungspflichtern

- AuBerordentliche und ordentliche Kiindigung

- Duchrfuihrung der Kiindigung durch Verwalter, Beauftragung eines
Anwalts

- Formalien der Kiindigung

Prof. Dr. Friedemann Sternel, Vors. Richter am LG a.D., Hamburg
Ruckfragen - Diskussion

Unberechtigte Vermieterkiindigung

- Haftung des Vermieters wegen vorgetauschten Eigenbedarfs

- Beweislast/Indizien fur vorgetauschten Eigenbedarf

- Umfang der Haftung

- Mitverschulden des Mieters

Norbert Eisenschmid, Rechtsanwalt, Deutscher Mieterbund, Berlin
Rickfragen - Diskussion

Kaffeepause - Kommunikation - Kennenlernen

Faktische Fortsetzung gekiindigter Mietverhaltnisse

- Wie kann § 545 BGB abbedungen werden?

- Was gilt in der "Schwebezeit" nach Zahlungsverzugskiindigung?

- Billigung der fortgesetzten Nutzung durch den Vermieter, der sich auf
Mieterpflichten beruft

Dr. Arnold Lehmann-Richter, Rechtsanwalt, Berlin
Ruckfragen — Diskussion

Aktuelle Rechtsprechung des BGH

Dr. Karin Milger, Richterin am BGH, Karlsruhe
Ruckfragen — Diskussion

Verabschiedung

Moderation wéhrend des Fachforums:
Univ.-Prof. Dr. Dr. h.c. Werner Merle

Anmeldung: http://www.esw-deutschland.de

Verzugszinssatze
Zahlungsverzug: Hohe der Verzugszinsen
Zeitraum Basis- Verzugs- Entgelt ohne  Zeitraum Basiszins-
zinssatz  zinssatz Verbrau- satz %
% % cherbeteili-
gung %
1.1. bis 30.6.2002 2,57 7,57 10,57 1.1. bis 30.6.2007 2,7
1.7. bis 31.12.2002 2,47 1,47 10,47 1.7. bis 31.12.2007 3,19
1.1. bis 30.6.2003 1,97 6,97 9,97 1.1. bis 30.6.2008 3,32
1.7.bis 31.12.2003 1,22 6,22 9,22 1.7.bis 31.12.2008 3,19
1.1. bis 30.6.2004 1,14 6,14 9,14 1.1. bis 30.6.2009 1,62
1.7. bis 31.12.2004 1,13 6,13 9,13 1.7. bis 31.12.2009 0,12
1.1. bis 30.6.2005 1,21 6,21 9,21 1.1. bis 30.6.2010 0,12
1.7.bis 31.12.2005 1,17 6,17 9,17 1.7.bis 31.12.2010 0,12
1.1. bis 30.6.2006 1,37 6,37 9,37 1.1. bis 30.6.2011 0,12
1.7.bis 31.12.2006 1,95 6,95 9,95

Ver-
zZugs-
zins-
satz %

7,7

8,19
8,32
8,19
6,62
5,12
5,12
5,12
5,12

Entgelt ohne
Verbrau-
cherbeteili-
gung %

10,7
11,19
11,32
11,19
9,62
8,12
8,12
8,12
8,12
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Der Glaubiger kann nach dem
Eintritt der Falligkeit seines
Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen
(8 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (8 286 Abs. 1 S. 2
BGB).

Einer Mahnung bedarf es nicht,
wenn fir die Leistung eine Zeit
nach dem Kalender bestimmt ist,
die Leistung an ein vorausge-
hendes Ereignis anknupft, der
Schuldner die Leistung verwei-
gert oder besondere Griinde den
sofortigen Eintritt des Verzugs
rechtfertigen (8 286 Abs. 2
BGB).

Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spatestens 30 Tage nach
Falligkeit und Zugang einer
Rechnung ein; dies gilt gegen-
uber einem Schuldner, der Ver-
braucher ist, allerdings nur,
wenn hierauf in der Rechnung
besonders hingewiesen wurde,

(8 286 Abs. 3 S. 1 BGB).

Im Streitfall muss allerdings der
Glaubiger den Zugang der
Rechnung (nétigenfalls auch den
darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der
Mahnung beweisen.

Wihrend des Verzugs ist eine
Geldschuld zu verzinsen (8 288
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
zinssatz betréagt fur das Jahr funf

Prozentpunkte bzw. fiir Rechts-
geschéfte, an denen Verbraucher
nicht beteiligt sind, acht Pro-
zentpunkte (nur bei Entgelten)
Uber dem Basiszinssatz (§ 288
Abs. 1 S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).
Der Basiszinssatz verandert sich
zum 1. Januar und 1. Juli eines
jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
groRe seit der letzten Verande-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
groRe ist der Zinssatz fur die
jingste  Hauptrefinanzierungs-
operation der  Europdischen
Zentralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden Halb-
jahres (8 247 Abs. 1 S. 2, 3
BGB).
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ken und &hnlichen Einrichtungen. Kein Teil der ZIV darf ohne Genehmigung in Textform gleich in welcher Art
und Weise zum Zwecke der Weiterverbreitung vervielfaltigt oder datenbankmalig zuganglich gemacht werden.
ZURUCK
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